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Verkündet

am 18° Dezember 1959

I m N a m e n d e 5 V o l k e 5

In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 39 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 18. Dezember 1959, an
der mitgewirkt haben

Senatspräsident Prof° Dr° B o g
als Vorsitzender,

die Bundesrichter Dr() L a n g k e
_Dro K r e b 3

sowie die Bundessozialrichter S c h l e g

Dr° E n g e

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 220

1957 wird zurückgewieseno

i t und

e l und

des

Mai

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

Von Rechts wegen°
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Die Beklagte gewährte mit Bescheid vom 27. September 1950

der Klägerin ab 1„ Juli 1950 Invalidenrente„ Durch einen
weiteren Bescheid vom 1° Dezember 1952 entzog sie ihr diese

Rente mit Ablauf des Monats Dezember 1952, weil die Klägerin

in der Lage sei, leichte Arbeiten vorwiegend im Sitzen zu

verrichten° Gegen diesen Bescheid legte die Klägerin Beru—

fung ein° Nachdem das Oberversicherungsamt (OVAO) ein Gut-

achten eingeholt hatte, das keine Besserung des Gesamtbe—

findens feststellte, erklärte sich die Beklagte durch

Schriftsatz vom 26° September 1953 zur Weiterzahlung der

Rente seit dem Tage der Entziehung (1. Januar 1953) bereit;
die Klägerin nahm daraufhin ihre Berufung zurück° Mit Be—

scheid vom 28, Juni 1954 entzog die Beklagte, gestützt auf
ein neues Gutachten, die Rente abermals, weil die Klägerin

wieder leichte bis mittelschwere Arbeiten in geschlossenen

Räumen vorwiegend sitzend verrichten könne° Gegen diesen Be—
scheid hat die Klägerin Klage erhoben. Das Sozialgericht,

(SGO) hat nach Anforderung weiterer Gutachten durch Urteil

vom 29° Mai 1956 der Klage auf Weiterzahlung der Rente statt—

gegeben, während das Landessozialgericht (LSG.) unter Zulas—

sung der Revision durch Urteil vom 22, Mai 1957 die Klage

abgewiesen hat° Zur Begründung hat es ausgeführt, die Be—

klagte sei nach @ 1293 Abs° 2 der Reichsversicherungsordnung

(RVG) aoF° in Verbindung mit Sozialversicherungsdirektive

(SVD) Nr° 3 auch ohne Vorliegen einer wesentlichen Änderung

der Verhältnisse zur Entziehung der Rente berechtigt gewe—

Sen, weil die Klägerin nicht mehr invalide sei. Sie sei
schon zur Zeit der erneuten Rentenbewilligung im Prozeßver—

gleich, auf die es hier allein ankomme, nicht invalide ge-

wesen, weil eine aktive Lungentuberkulose und ein Herzmus-

kelschaden damals schon nicht mehr vorhanden gewesen seien°

Der Klägerin müßten alle leichten bis mittelschweren Arbei—

ten, vorwiegend im Sitzen, bei Vermeidung von Nässe und

Kälte und staubreicher Luft zugemutet werden. Entsprechende

_ 3 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 3 „

;
Arbeitsplätze könne sie als Küchenhilfe oder sonstige Hilfs—
arbeiterin in gewerblichen Betrieben in Seesen und Hildes—

heim, die mit üblichen Verkehrsmitteln täglich zu erreichen

seien, finden, Auch sei die Klägerin nach 5 1246 EVO n.F°

nicht als berufsunfähig anzusehen.

Gegenldas
am 16, Juni 1957 zugestellte Urteil hat die Kläge—

'rin am 120 Juli 1957 Revision eingelegt und sie am 6, August

1957 begründet° Sie trägt vor, die Beklagte habe ihre Renten-

entziphung auf 5 1293 Abs° 1 BVG a‚F‚ gestützt, daher habe

das DSG° nicht Abs, 2 dieser Vorschrift anwenden dürfen. Einer

Entziehung der Rente ohne wesentliche Änderung der Verhälsnis-

se stehe auch der Prozeßvergleich entgegen, es verstoße gegen

Treu und Glauben, wenn die Beklagte ihr die Rente entziehe,

ohne daß sich der Zustand geändert habe°

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des LSG° Niedersachsen vom 22, Mai 1957 aufzue

heben und die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des

SG„ Braunschweig vom 29° Mai 1956 zurückzuweisen°

Die
Äeklagte

beantragt,

die Revision zurückzuweisen°
1

1
Sie ist der Auffassung, ein auf 5 1293 Abs° 1 BVG a.F. ge—
stützter Bescheid könne nach 5 1293 Abs° 2 RVO a.F‚ begrün-

det sein. '

!
,

IL.1

Die durch die Zulassung statthafte, auch form— und fristge—

recht eingelegte Revision ist nicht begründet, weil die Be—

klagte wegen wesentlicher Änderung der Verhältnisse nach

@ 1293 Abs° 1 BVG a.F. zur Entziehung der Rente berechtigt
war°f

Die Beklagte hat ihren Entziehungsbescheid mit einer wesent—

lichen Änderung der Verhältnisse begründet, während das LSG.
das Vorliegen einer solchen Änderung verneint, jedoch die

11

4
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Berechtigung der Rentenentziehung aus @ 1293 Abs. 2 BVG aoF.

herleitet° Dabei geht jedoch das LSG. von falschen rechtli—

chen Voraussetzunjen aus, indem es bei der Prüfung der Fra—

ge, ob eine wesentliche Änderung der Verhältnisse eingetre—

ten ist, die Verhältnisse zur Zeit der Entziehung im Juni

1954 denen im Zeitpunkt der Bereiterklärung zur Weiterzah-
lung der Rente im September 1953 gegenüberstellt° Es hat

dabei übersehen, daß 1953 keine rechtskräftige Entziehung
der Rente und keine erneute Bewilligung stattgefunden haben,

sondern daß die Beklagte vor Rechtskraft ihres ablehnenden

Bescheides sich wieder bereit erklärt hat, die Rente vom
Entziehungszeitpunkt an — also ohne Unterbrechung — weiter—

zuzahlen, nachdem ein vom OVA° eingeholtes Gutachten ergeben

hatte, daß keine Besserung des Gesamtbefindens vorgelegen

hat° In derartigen Fällen kommt es aber bei der Prüfung, ob

eine wesentliche Änderung der Verhältnisse vorliegt, auf den
Zeitpunkt der urSprunglichen Bewilligung an, ein erfolgloses

Rentenentziehungsverfahren bleibt unberüoksichtigt (Vglo

BSG, 7 S° 215; in gleichem Sinne hat bereits der erkennende

Senat mit Urteil vom 17.11.1959 —‘3 HJ 81/56 — entschieden)°

Die sonach vorzunehmende Prüfung der Verhältnisse zur Zeit

der Bewilligung der Rente im Jahre 1950 und zur Zeit des

Entziehungsbescheides vom Juni 1954 hat aber nach den von

der Revision nicht angegriffenen und daher für das Bundes-

sozialgericht (BSG.) bindenden Feststellungen des LSG. das

Vorliegen einer wesentlichen Änderung ergeben. Während 1950

neben weiteren Krankheitserscheinungen noch eine aktive

Lungentuberkulose mit positivem Bazillenbefund und eine

Herzmuskelschwäche bestanden haben‚waren schon 1955 die

aktive Lungentuberkulose und der Herzmuskelschaden nicht

mehr vorhanden, Dies ist auch durch weitere Untersuchungen

in den folgenden Jahren bestätigt werden, wie das LSG° wei—

ter unangefochten festgestellt hat° So haben die Schicht—

aufnahmen des Brustkorbes keine weiteren Schattenbildungen

und keine Aufhellungsräume mehr ergeben, statt dessen kamen

_kleine scharf abgegrenzte Fleckschatten zur Darstellung;
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auch im Magenspülwasser waren keine Tuberkulosebazillen mehr

vorhanden. Diese Feststellungen des LSG. ergeben bedenken—

frei eine wesentliche Änderung der Verhältnisse.

Weiter hat das LSG° auch ohne Rechtsirrtum angenommen, die

Klägerin sei zur Zeit der Rentenentziehung nicht mehr als

invalide und seit dem 1‚ Januar 1957 auch nicht als berufsun—
fähig anzusehen. Wenn es hierzu ausführt, die Klägerin sei in

der Lage, alle leichten bis mittelschweren Arbeiten vorwie—

gend im Sitzen bei Meidung von Nässe und Kälte und staubrei—

cheeruft auszuführen, entsprechende Arbeitsplätze als Küchen—
-hilfe und Hilfsarbeiterin in gewerblichen Betrieben seien in

den Städten Seesen und Hildesheim, die mit üblichen Verkehrs—

mitteln täglich
zu erreichen seien, vorhanden, so hat es da-

mit auch bedenkenfrei festgestellt, daß die Klägerin nicht

mehr invalide oder berufsunfähig ist°

Ihre Revision war daher mit der Kostenfolge aus @ 193 des

Sozialgerichtsgesetzes zurückzuweisen°
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